[bookmark: _Hlk155623997][bookmark: _Hlk155623998]Zusatzvereinbarung Mieterin oder Mieter mit Mitarbeitende

Vertragsergänzung zum Mietvertrag
[bookmark: Text2]Bezeichnung des Mietvertrages

zwischen
Bezeichnung der Körperschaft
(nachfolgend „Vermieterin“)

und

[bookmark: Text3]Name der Mieterin/ des Mieters (im Falle einer Körperschaft "Name der Körperschaft")
[bookmark: Text4]Straße Hausnummmer
[bookmark: Text5]PLZ Stadt
[bookmark: Text6](im Fall einer Körperschaft: vertr. durch Vorname, Nachname, Funktion
(nachfolgend „Mieterin oder Mieter“)


Präambel:
Die Vermieterin hat sich verpflichtet, alle Menschen im Wirkungskreis der evangelischen Kirche, insbesondere Kinder, Jugendliche und hilfe- und unterstützungsbedürftige Menschen sowie Menschen in Abhängigkeitsverhältnissen vor sexualisierter Gewalt zu schützen. 
Um diesem Schutzauftrag gerecht zu werden, sind die Mieterinnen und Mieter sowie deren Mitarbeitenden hinsichtlich der Gefahren zu sensibilisieren und aufzuklären. Durch entsprechende Schulungs- und Präventionsmaßnahmen soll verhindert werden, dass es zu sexueller Gewalt kommt. Ein zentrales Element der Prävention ist die Verpflichtung zur Einholung und Vorlage von erweiterten Führungszeugnissen. Des Weiteren ist ein Sonderkündigungsrecht oder Beschäftigungsverbot für Verdachtsfälle auf eine Straftat vorgesehen.
Dies vorausgeschickt wird folgendes vereinbart:

§ 1 Einholung erweitertes Führungszeugnis:

(1) Die Mieterin oder der Mieter erklärt sich mit der nachstehenden Unterschrift dazu bereit, der Vermieterin ein erweitertes Führungszeugnis im Sinne des § 30 a BZRG vorzulegen. Es besteht Einigkeit darüber, dass der Mietvertrag erst nach Vorlage eines Führungszeugnisses, welches Verurteilungen nach den §§ 171, 174 bis 174c, 176 bis 180a, 181a, 182 bis 184g, 184i bis 184l, 201a Absatz 3, den §§ 225, 232 bis 233a, 234, 235 oder 236 des Strafgesetzbuchs nicht vorweist, zustande kommen soll. Das Führungszeugnis verbleibt nach der Vorlage bei der Mieterin oder dem Mieter. Die Vermieterin wird weder Kopien hiervon anfertigen, noch den Inhalt dokumentieren. Die Vermieterin wird lediglich vermerken, dass das Führungszeugnis vorgelegt wurde, und dass Verurteilungen nach §§ 171, 174 bis 174c, 176 bis 180a, 181a, 182 bis 184g, 184i bis 184l, 201a Absatz 3, den §§ 225, 232 bis 233a, 234, 235 oder 236 des Strafgesetzbuchs nicht vorliegen.

(2) Die Mieterin oder der Mieter versichert mit der nachfolgenden Unterschrift, dass sie oder er bei sämtlichen in den Räumen der Vermieterin bestimmungsgemäß eingesetzten Mitarbeitenden ein erweitertes Führungszeugnis gem. § 30 a BZRG angefordert und vorgelegt bekommen hat. Gleichfalls versichert die Mieterin oder der Mieter mit ihrer oder seiner Unterschrift, dass die vorgelegten Führungszeugnisse keine Eintragungen wegen einer Verurteilung nach §§ 171, 174 bis 174c, 176 bis 180a, 181a, 182 bis 184g, 184i bis184l, 201a Absatz 3, den §§ 225, 232 bis 233a, 234, 235 oder 236 des Strafgesetzbuchs enthalten. 

Weiterhin verpflichtet sich die Mieterin oder der Mieter 
a) bei allen Mitarbeitenden, die nach Vertragsschluss neu beschäftigt werden, ein erweitertes Führungszeugnis anzufordern und sich vorlegen zu lassen. 
b) bei allen Mitarbeitenden spätestens nach fünf Jahren erneut ein erweitertes Führungszeugnis anzufordern und sich vorlegen zu lassen. 
c) in den Räumen der Vermieterin keine Mitarbeitenden einzusetzen, deren erweitertes Führungszeugnis einen Eintrag wegen einer der o.g. Straftaten enthält.

§ 2 Teilnahme an Schulungen:
(1) Die Mieterin oder der Mieter verpflichtet sich, einmalig an einer von der Vermieterin angebotenen Schulungs- und Präventionsveranstaltung teilzunehmen. Die Vermieterin bietet mindestens [X] Termine an. Die Veranstaltung soll die Dauer von [X] Stunde(n) nicht überschreiten. 
(2) Die Mieterin oder der Mieter verpflichtet die Mitarbeitenden ebenfalls zur Teilnahme an der Schulung und stellt diese dafür frei. Die Vermieterin bietet mindestens [X] Termine an. Die Veranstaltung soll die Dauer von [X] Stunde(n) nicht überschreiten. 
§ 3 Sonderkündigungsrecht und Beschäftigungsverbot:
[bookmark: _Hlk155623800](1) Die Vermieterin kann das Mietverhältnis außerordentlich und fristlos kündigen, wenn ein Ermittlungsverfahren gemäß § 152 Absatz 2 Strafprozessordnung wegen eines Anfangsverdachts auf Vorliegen einer Straftat der Mieterin oder des Mieters im Sinne der §§ 171, 174 bis 174c, 176 bis 180a, 181a, 182 bis 184g, 184i bis 184l, 201a Absatz 3, den §§ 225, 232 bis 233a, 234, 235 oder 236 des Strafgesetzbuchs durchgeführt wird. 
[bookmark: _GoBack](2) Wenn ein Ermittlungsverfahren gemäß § 152 Absatz 2 Strafprozessordnung wegen eines Anfangsverdachts auf Vorliegen einer Straftat bei Mitarbeitenden der Mieterin oder des Mieters im Sinne der §§ 171, 174 bis 174c, 176 bis 180a, 181a, 182 bis 184g, 184i bis 184l, 201a Absatz 3, den §§ 225, 232 bis 233a, 234, 235 oder 236 des Strafgesetzbuchs durchgeführt wird, verpflichtet sich die Mieterin oder der Mieter diese Mitarbeitenden bis zum Ende des Ermittlungsverfahrens und im Fall der Erhebung einer Anklage bis zum Ende des gerichtlichen Verfahrens nicht in der Mietsache zu beschäftigen. Das gilt fort, wenn Mitarbeitende wegen einer der zuvor genannten Straftaten verurteilt oder Verfahren gemäß § 153 a oder § 383 Absatz 2 Satz 1 Strafprozessordnung eingestellt werden. Bei Nichtbeachtung der Verpflichtung besteht ein Sonderkündigungsrecht nach Absatz 1 für die Vermieterin.

§ 4 Sonstiges:
Im Übrigen gelten die Regelungen des Mietvertrages.

Unterschriften:

_________________________	_________________________ 
Ort, Datum	Ort, Datum 
 
 
_________________________________	________________________________
Unterschrift für Vermieterin	Unterschrift Mieterin oder Mieter 
 
 
________________________________	_________________________________
Name, ggfs. Funktion 	Name, ggfs. Funktion 

